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A. Mihr: Amnesty International in der DDR

BeschÃ¤ftigt man sich mit dem Strafvollzug in der
DDR, stÃ¶Ãtman gelegentlich in denUnterlagen desMi-
nisteriums des Innern, Abteilung Strafvollzug, auf bunte
Postkarten aus allerWelt, handschriftlich verfasst, die auf
der RÃ¼ckseite die Freilassung eines bestimmten politi-
schen HÃ¤ftlings von der DDR-Regierung fordern. Un-
terschrift: Amnesty International sowie der Name des
Mitgliedes der Sektion. Diese manchmal etwas unbe-
holfen formulierten Forderungen an die StaatsfÃ¼hrung
nach Freilassung einzelner politischer HÃ¤ftlinge, die
hÃ¤ufig mit denen nach der Beseitigung inhumaner
Haftbedingungen verbunden wurden, hatten nicht selten
die ÃberprÃ¼fung des gesundheitlichen Zustandes der
betroffenen Person zur Folge, wie aus den aktenkundi-
gen medizinischen Berichten zu ersehen ist.

Welche Wirkungen jedoch der von Amnesty Inter-
nation (AI) ausgehende Einsatz fÃ¼r Menschenrechte in
der DDR hatte und in welchem Umfang sich AI in der
DDR engagierte, ist bisher weitgehend im Dunkeln ge-
blieben. Diesem Forschungsdesiderat hat nun Anja Mi-
hr mit ihrer informativen und quellengesÃ¤ttigten Un-
tersuchung Abhilfe geschaffen. Dabei stÃ¼tzt sie sich

neben der Auswertung der ArchivbestÃ¤nde von Am-
nesty selbst vor allem auf jetzt zugÃ¤ngliche Unterla-
gen der DDR-Ministerien des Innern, der Staatssicherheit
und der Justiz sowie des PolitbÃ¼ros der SED. Zugleich
befragte sie zahlreiche Zeitzeugen, die fÃ¼r Amnesty
tÃ¤tig waren und die ihre Archivrecherchen ergÃ¤nzen.
Herausgekommen ist ein sehr interessantes Buch, das ein
umfassendes Bild desWirkens von Amnesty in Bezug auf
die DDR vermittelt und in dem verschiedene Dimensio-
nen der TÃ¤tigkeit dieser Organisation beschrieben wer-
den.

In einem ersten Kapitel zeichnet Mihr die Entwick-
lung von AI seit der GrÃ¼ndung 1961 bis 1989, also dem
Ende der DDR, nach und erlÃ¤utert Funktion, Struk-
tur und Arbeitsweise dieser Nichtregierungsorganisati-
on [NGO]. Nach der krisenhaften Entwicklung in den
sechziger Jahren gewann Amnesty in den siebziger Jah-
ren international zunehmend an Bedeutung, was sich
auch an der Zuerkennung des Beraterstatus fÃ¼r Men-
schenrechtsfragen bei der UNO dokumentierte. Sie be-
schreibt das rasche Anwachsen dieser Organisation mit
ihren LÃ¤ndersektionen und geht auf die wichtigsten
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Felder ihrer TÃ¤tigkeit ein, wie die Kampagnen gegen die
Todesstrafe, gegen die Folter sowie ihr Eintreten gegen
Menschenrechtsverletzungen auf internationaler Ebene.

Weiterhin erlÃ¤utert sie die Kriterien, nach de-
nen die Adoption eines politischen Gefangenen
durch AI erfolgte und die verschiedenen Formen der
Ã¶ffentlichkeitswirksamen Aktionen, die zur Freilas-
sung desselben fÃ¼hren sollten. Als politischer Gefan-
gener galt nach AI, wer wegen seiner Wahrnehmung
des Rechts auf Gedanken-, Gewissens-, Meinungs- und
Religionsfreiheit, wie sie im Artikel 18 und 19 der Allge-
meinen ErklÃ¤rung der Menschenrechte verankert sind,
inhaftiert worden war.

In einem weiteren Kapitel geht Mihr auf die Rah-
menbedingungen fÃ¼r die Menschenrechtsorganisation
in der DDR ein, wie sie durch den diktatorisch verfassten
Staat, das Wirken des Ministeriums der Staatssicherheit
sowie die im Dienst der SED-FÃ¼hrung stehende Justiz
gegeben waren. Nach deren SelbstverstÃ¤ndnis existier-
ten in diesem Staat keine politischen Gefangenen, was
aber durch die in den siebziger Jahren verstÃ¤rkt einset-
zende Freikaufspraxis ad absurdum gefÃ¼hrt wurde.

AusfÃ¼hrlich wird im Weiteren auf die Arbeitswei-
se von Amnesty in Bezug auf die DDR eingegangen. Mi-
hr beschreibt die Schwierigkeiten fÃ¼r AI, an geeignete
und zuverlÃ¤ssige Informationen Ã¼ber politische Ge-
fangene in der DDR zu gelangen, die in der Regel nur von
auÃen zu gewinnen waren. Entsprechend gering war zu-
nÃ¤chst die Adoptionsquote in den sechziger Jahren, die
bei einem guten Dutzend lag. Erst ab Mitte der siebzi-
ger Jahre pendelte sich die Anzahl der AdoptionsfÃ¤lle
auf durchschnittlich hundert Gefangene pro Jahr ein (S.
76), nachdem mehr Informationen durch die relative Ãff-
nung der DDR Ã¼ber verschiedene KanÃ¤le nach auÃen
drangen. Bis zum Ende der DDR kÃ¼mmerte sich die
Organisation um insgesamt 2.107 registrierte Adoptions-
fÃ¤lle. Da die Statistik vom Internationalen Sekretariat in
London aber z.T. unregelmÃ¤Ãig gefÃ¼hrt worden sei,
lÃ¤ge die tatsÃ¤chliche Zahl nach Mihr zwischen 2000
bis 3000 FÃ¤llen (S. 75).

Dabei handelt es sich um Dissidenten und Re-
gimekritiker, von denen sie im Folgenden einzelne
FÃ¤lle vorstellt, um Ausreiseantragsteller und âRepu-
blikflÃ¼chtigeâ, die die grÃ¶Ãte Gruppe von Adopti-
onsfÃ¤llen ab den 70er Jahren bilden, sowie um Wehr-
dienstverweigerer. Besonders setzte sich Amnesty fÃ¼r
die Verbesserung der Haftbedingungen ein und pranger-
te verschiedene FÃ¤lle vonMenschenrechtsverletzungen
in den Haftanstalten der DDR an. Dies hatte immerhin

zur Folge, dass das Ministerium des Innern bzw. das MfS
genauere Untersuchungen veranlasste und sich so fÃ¼r
einzelne HÃ¤ftlinge u.U. die Haftsituation erleichterte.
Der Erfolg von Amnesty war jedoch begrenzt.

Denn wie aus internen Dokumenten hervorgeht,
stufte das MfS diese NGO von Beginn an als âFeindor-
ganisationâ ein, die eine einseitige Haltung beziehe und
der DDR Schaden zufÃ¼gen wolle. So war die DDR-
FÃ¼hrung nicht geneigt, demAnliegen vonAI unbedingt
Rechnung zu tragen, fÃ¼rchtete aber zugleich um ihr in-
ternationales RenomÃ©. So erfolgte niemals eine offizi-
elle Reaktion auf die VorwÃ¼rfe von Amnesty, wie auch
die zahlreichen Briefe nicht beantwortet wurden.

Amnesty ging auch FoltervorwÃ¼rfen nach, vermied
aber entsprechende EinschÃ¤tzungen, z.B. dass es in der
DDR psychische Folter gegeben habe. Mihr argumen-
tiert, dass es schwierig gewesen wÃ¤re, entsprechen-
de Aussagen zu erhalten und die Betroffenen erst Jahre
nach ihrer Haftentlassung darÃ¼ber erzÃ¤hlen konnten,
weshalb diese Berichte nicht mehr authentisch gewesen
wÃ¤ren (S. 95). Dies scheint mir jedoch nicht stichhaltig.
In dieser Frage operierte Amnesty offensichtlich zu vor-
sichtig und misstraute den entsprechenden Informatio-
nen, vielleicht, weil diese nicht in ihr DDR-Bild passten.
Immerhin waren in der Bundesrepublik verschiedene
Quellen zugÃ¤nglich, u.a. die Salzgitter-Akten, die nach
dem Ende der DDR als Grundlage fÃ¼r spÃ¤tere Ermitt-
lungen und Anklagen gegen einzelne Strafvollzugsan-
gehÃ¶rigen dienten, wovon wenigstens einige auch ver-
urteilt werden konnten. Auf diese Befunde scheint Am-
nesty nicht zurÃ¼ckgegriffen zu haben. Mit dieser zwei-
felhaften Position setzt sich Mihr nicht hinreichend aus-
einander. So hÃ¤tte auch die allgemein zwar zutreffende
Feststellung von AI, dass es keine systematische Einwei-
sung in Psychatrien in der DDR gegeben hat, dennoch
zur VerÃ¶ffentlichung von einzelnen FÃ¤lle fÃ¼hren
kÃ¶nnen.

Stattdessen arbeitete AI darauf hin, die DDR zur Un-
terzeichnung von entsprechenden Konventionen zu be-
wegen. Auch wenn diese von der DDR-FÃ¼hrung unter-
zeichnet wurden, sah die RealitÃ¤t in der DDR jedoch
anders aus. Auch zum SchieÃbefehl in der DDR nahm
Amnesty keine eindeutige Haltung ein, was die Autorin
zurecht kritisiert. Gezielte Protestaktionen blieben aus.
Da Warnschilder auf die Gefahren bei der Grenzverlet-
zung hinwiesen, hÃ¤tten die FlÃ¼chtigen gewusst, wor-
auf sie sich einlieÃen â so die Argumentation von AI. Es
handele sich daher nicht um eine Hinrichtung, weshalb
dies keine Angelegenheit fÃ¼r AI sei. Mihr betont, dass
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AI als Menschenrechtsorganisation dagegen Ã¶ffentlich
hÃ¤tte Stellung beziehen mÃ¼ssen und diese Unterlas-
sung ihrer GlaubwÃ¼rdigkeit geschadet habe.

Ein weiteres Kapitel ist den besonderen AktivitÃ¤ten
und Strategien von AI in Bezug auf die DDR gewid-
met. Mihr untersucht die Schwierigkeiten des Agierens
in dieser geschlossenen Gesellschaft, und zwar sowohl
in Hinblick auf die DurchfÃ¼hrung von Recherchen als
auch die TÃ¤tigkeit im Lande selbst. Besuche in Ge-
fÃ¤ngnissen oder Treffen mit Vertretern der Regierung
waren in der DDR unmÃ¶glich. Deshalbmussten die Ak-
tionen von auÃen Ã¼ber die LÃ¤ndersektionen von AI
erfolgen, die eine Vielzahl von Briefen und Protestschrei-
ben verfassten, die an die DDR-FÃ¼hrung adressiert wa-
ren. Fast 30 LÃ¤ndersektionen betreuten politische Ge-
fangene in der DDR, was auch den internationalen Cha-
rakter der Organisation demonstrieren sollte.

Anschaulich beschreibt die Autorin verschiedene
Kampagnen, die bis 1989 durchgefÃ¼hrt wurden, de-
ren Inhalte und Zielstellungen. Wichtige Aktionsfelder
im Ausland bestanden in der Gewinnung von namhaf-
ten Personen fÃ¼r das Anliegen von AI, im Berichten
vor den Gremien der Vereinten Nationen, im Einbrin-
gen von entsprechenden Forderungen im Verlauf des
KSZE-Prozesses sowie demAuftreten auf internationalen
Konferenzen, um aufMenschenrechtsverletzungen in der
DDR aufmerksam zu machen. Denn nichts fÃ¼rchtete
die DDR-FÃ¼hrung mehr, als die VerÃ¶ffentlichung von
Menschenrechtsverletzungen, wollte sie sich doch als
âFriedensstaatâ darstellen.

Infolgedessen versuchte sie sich gegenÃ¼ber Amnes-
ty abzuschirmen, um entsprechende Informationsgewin-
nung zu verhindern. Mihr beschreibt, wie GesprÃ¤che
mit der StaatsfÃ¼hrung abgelehnt, Prozessbeobachter
nicht zugelassen und Kontaktaufnahmen zu Inhaftierten
und deren AngehÃ¶rigen verhindert wurden. So wuss-
ten die betreffenden politischen Gefangenen in der Regel
nicht, dass sie ein Adoptionsfall fÃ¼r Amnesty waren.
Ungeachtet dessen gingen insbesondere in den 70er und
80er Jahren zahlreiche Briefe und Postkarten der Orga-
nisation mit der Forderung um Freilassung der entspre-
chenden HÃ¤ftlinge ein. So registrierte z.B. die Strafvoll-
zugsanstalt Brandenburg 1985 allein 412 Briefe von AI,
die jedoch sofort an das MfS weitergeleitet wurden.

Erhellend sind auch die AusfÃ¼hrungen Mihrs
zu den Konflikten innerhalb von Amnesty, die sich
lÃ¤hmend auf die Organisation auswirkten, so z.B.

die manchmal zÃ¶gerliche Stellungnahme in einzelnen
DDR-FÃ¤llen. Einerseits fÃ¼hrte die Sorge um das Image
der Organisation als politisch unabhÃ¤ngig sowie die
Angst der Unterwanderung zu Ã¤uÃerst vorsichtigem
Agieren, andererseits verhinderte die dogmatische Aus-
legung der WOOC-Regel, nach der die Sektionen nicht
fÃ¼r politische Gefangene im eigenen Land eintreten
durften, ein rasches Handeln. Da Amnesty die DDR und
die BRD als ein Land betrachtete, konnte die Sektion in
der Bundesrepublik nicht fÃ¼r DDR-Gefangene in wirk-
samer Weise tÃ¤tig werden. Alle Versuche der bundes-
deutschen Sektion, diese Regel kreativ auszulegen, wur-
den vom Internationalen Exekutivkomitee entschieden
unterbunden.

Damit aber begrenzte Amnesty seineWirkungen von
vornherein. Zurecht merkt Anja Mihr an, dass durch die-
se UntÃ¤tigkeit der westdeutschen Sektion die Arbeit
von AI insgesamt in Bezug auf die DDR in der Ãffentlich-
keit der BRD und der DDR, deren BevÃ¶lkerung sich be-
kanntlich zu einem groÃen Teil Ã¼ber westdeutscheMe-
dien informierte, kaum wahrgenommen wurde (S. 242).
Dies brachte der Organisation â auch von ehemaligen po-
litischen Gefangenen in der DDR â die EinschÃ¤tzung
als âzu DDR-freundlichâ ein. Dahinter verbarg sich al-
lerdings auch die Tatsache, dass es sich bei vielen po-
litischen HÃ¤ftlingen der 70er und 80er Jahre um Aus-
reisewillige handelte, die von den Mitarbeitern der Or-
ganisation hÃ¤ufig nicht als ârichtige Politischeâ aner-
kannt wurden. Wiederholt weist Mihr auf des Problem
der âFreikÃ¤ufeâ von Gefangenen fÃ¼r die Organisation
hin, und zwar nicht nur in Hinblick auf deren rasche Ab-
wicklung, so dass Amnesty sich manchmal fÃ¼r Gefan-
gene einsetzte, die lÃ¤ngst in die BRD entlassen worden
waren. Vielmehr wurde diese Praxis insgesamt kritisch
bewertet, zugleich wollte sie sie wiederum nicht behin-
dern.

Auch wenn von Mihr vielleicht nicht beabsichtigt,
zeigt sich die Arbeit von Amnesty in Bezug auf die
DDR insgesamt widersprÃ¼chlich, was nicht die Leis-
tungen in Bezug auf einzelne AdoptionsfÃ¤lle in Abre-
de stellen soll. Man gewinnt den Eindruck, dass Amnes-
ty mit der besonderen Situation des geteilten Deutsch-
lands Ã¼berfordert war und dementsprechend verschie-
dentlich nicht angemessen reagieren konnte. Diese inter-
nen Konflikte und Ã¤uÃeren Schwierigkeiten von Am-
nesty kenntlich gemacht zu haben, um so ein reales Bild
desWirkens dieser NGO zu erhalten, ist ein wesentliches
Verdienst der Autorin.
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If there is additional discussion of this review, you may access it through the network, at:

http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/

Citation: Leonore Ansorg. Review of Mihr, Anja, Amnesty International in der DDR: Der Einsatz für Menschenrechte
im Visier der Stasi. H-Soz-u-Kult, H-Net Reviews. January, 2003.

URL: http://www.h-net.org/reviews/showrev.php?id=17039

Copyright © 2003 by H-Net, Clio-online, and the author, all rights reserved. This work may be copied and redistri-
buted for non-commercial, educational purposes, if permission is granted by the author and usage right holders. For
permission please contact H-SOZ-U-KULT@H-NET.MSU.EDU.

4

http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/
http://www.h-net.org/reviews/showrev.php?id=17039
mailto:H-SOZ-U-KULT@H-NET.MSU.EDU

